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1. Antragstext

C.1.6.1 Anteil des öffentlichen Verkehrs am Gesamtverkehr erhöhen

- Neuformulierung Erläuterung des Handlungsziels: Mit laufenden Optimierungen in allen
Regionen des Kantons wird ein verbessertes Angebot zur erhöhten Benützung des öf-
fentlichen Verkehrs, vorab im Berufsverkehr geschaffen. Taktverdichtungen und Schlie-
ssung von Taktlücken, neue Linienkonzepte und Verknüpfungspunkte zwischen Bahn
und Bus und ein Ausbau des Sonntags- und Abendangebots sowie die Förderung des
Langsamverkehrs sollen eine Erhöhung des Modalsplits auf 20% bewirken.

- Anpassung Indikator: Standard 20%.

2. Begründung

Damit der Anteil des öffentlichen Verkehrs erhöht und verbessert werden kann, müssen alle Re-
gionen miteinbezogen werden und der Langsamverkehr muss gezielt gefördert werden.

3. Stellungnahme des Regierungsrates

Nach Artikel 73 Absatz 1 Kantonsverfassung behandelt der Kantonsrat den Legislaturplan und
nimmt davon Kenntnis. Gemäss Absatz 2 kann der Kantonsrat mit einem Planungsbeschluss den
Regierungsrat beauftragen eine Staatsaufgabe in eine bestimmte Richtung zu entwickeln.

Eingaben als Planungsbeschlüsse, welche die Indikatoren zu den Zielen und Planungsabsichten
der regierungsrätlichen Legislaturplanung abändern wollen, setzen keine neuen Schwerpunkte,
sondern beabsichtigen lediglich eine Änderung der Steuerungs- und Messgrössen bei der Um-
setzung eines bereits vom Regierungsrat festgesetzten Legislaturzieles. Mit anderen Worten: es
werden damit keine strategischen Schwerpunkte gesetzt, vielmehr wird mit solchen Planungs-
beschlüssen in den operativen Aufgabenbereich des Regierungsrates eingegriffen, weshalb wir
diese als unzulässig, zumindest aber bei einer allfälligen Überweisung als nicht verbindlich er-
achten.

Der Vorschlag zur Neuformulierung umfasst die Einbeziehung aller Regionen bei der Förderung
des öffentlichen Verkehrs und eine Förderung des Langsamverkehrs.

Die Erhöhung des Anteils des öffentlichen Verkehrs und des Langsamverkehrs (Velo und Fuss-
gänger) führt zu einer wirtschaftlicheren und umweltfreundlicheren Abwicklung des Gesamt-
verkehrs. Auch das hoch belastete Strassennetz kann durch eine bessere Nutzung des öffentli-
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chen Verkehrs entlastet werden. Der öffentliche Verkehr und der Langsamverkehr ergänzen sich
in weiten Bereichen.

Wir begrüssen die Initiative des Antrags zur Förderung des Langsamverkehrs. In den Agglomera-
tionsprogrammen Basel, AareLand und Solothurn sind mehrere Massnahmen zur Förderung des
Langsamverkehrs vorgesehen. Als Beispiel sei in der Region Solothurn das Programm „LOS!“ ge-
nannt. Untersuchungen zur Verbesserung der Verhältnisse für die kombinierte Verkehrsmittel-
nutzung (Park + Ride und Bike + Ride) in den Agglomerationen sind vor kurzem angelaufen.
Hieraus ergeben sich weitere Impulse zur Förderung von Langsamverkehr und öffentlichem
Verkehr. Es ist vorgesehen, dass die Ergebnisse dieser Untersuchung in die Richtplanrevision
2010 einfliessen. Wir erachten eine weitere Förderung des Langsamverkehrs gemeinsam mit
dem öffentlichen Verkehr als wichtige Massnahme einer zielgerichteten Gesamtverkehrspolitik.

Die dem Indikator des Modal-Splits zugrundeliegenden Daten umfassen die Arbeitswege der
unselbständigen Berufstätigen. Erfasst sind dabei zwar die mit dem Velo, nicht hingegen die zu
Fuss zurückgelegten Arbeitswege. Daten zur Verkehrsmittelnutzung einschliesslich der Fusswe-
ge liegen leider nicht vor. Eine Kontrolle des Handlungsziels anhand eines Indikators in Form
des Anteils des Langsamverkehrs am Gesamtverkehr ist damit bei Einbezug des Langsamver-
kehrs nicht möglich. Da nur für einen Teil des Langsamverkehrs Daten zur Verfügung stehen,
sollte das Handlungsziel C.1.6.1 auf die Erhöhung des Anteils des öffentlichen Verkehrs be-
schränkt bleiben.

Das Handlungsziel der Verbesserung des Anteils des öffentlichen Verkehrs am Gesamtverkehr
sollte sich im Legislaturplan hingegen auf den öffentlichen Verkehr fokussieren, da sich die
Massnahmen für den Langsamverkehr und für den öffentlichen Verkehr auf unterschiedliche
Handlungsfelder erstrecken und da zudem für eine Messung des Anteils der zu Fuss zurückge-
legten Wege keine Indikatoren zur Verfügung stehen.

Die grössten Handlungsspielräume für eine Umlagerung des motorisierten Individualverkehrs
auf den öffentlichen Verkehr liegen in den Agglomerationen, wo sich zahlreiche grosse Ver-
kehrsströme überlagern. Im ländlichen Raum ist das Potenzial für eine Umlagerung auf den öf-
fentlichen Verkehr hingegen geringer. Die Optimierung des öffentlichen Verkehrs und des Ge-
samtverkehrs wird in allen Regionen des Kantons Solothurn weiter verfolgt. Das bedeutet aber
nicht, dass der öffentliche Verkehr in allen Regionen ausgebaut werden muss. Ein wesentlicher
Ausbau auf Relationen im ländlichen Raum mit nur geringer Nachfrage würde die Wirtschaft-
lichkeit des öffentlichen Verkehrs schwächen, die Zersiedelung vorantreiben und einer gezielten
Stärkung der Zentrumsregionen sowie dem haushälterischen Umgang mit dem Boden wider-
sprechen. Der Ausbau des öffentlichen Verkehrs soll vielmehr dort konzentriert werden, wo das
Nachfragepotenzial dafür vorhanden ist und mit entsprechenden Massnahmen eine besonders
gute Wirkung im Hinblick auf die Erhöhung des Modal-Splits erzielt werden kann.

4. Antrag des Regierungsrates

Nichterheblicherklärung.

Andreas Eng
Staatsschreiber
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Vorberatende Kommission

Umwelt-, Bau- und Wirtschaftskommission

Verteiler

Bau- und Justizdepartement
Bau- und Justizdepartement (La)
Bau- und Justizdepartement (br)
Amt für Verkehr und Tiefbau (2)
Aktuarin UMBAWIKO (ste)
Parlamentsdienste
Traktandenliste Kantonsrat


